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Im Focus
Verbrauchsermittlung bei Verstoß gegen Heizkosten-VO  
Ist bei einer Wohnungseigentumsanlage mit verschiedenen Ausstattungen zur Verbrauchserfassung der anteilige Verbrauch einer 
oder mehrerer Nutzergruppe(n) entgegen der Heizkostenverordnung a.F. nicht mit einem separaten Wärmemengenzähler vor -
erfasst worden, kann eine Abrechnung der Heizkosten auch rechnerisch durch Ermittlung der Verbrauchsanteile erfolgen. Dabei ist 
von den für eine Nutzergruppe gemessenen Verbrauchsmengen auszugehen. Der verbleibende Teil muss durch eine sog. Diffe-
renzberechnung ermittelt werden – so der BGH mit Urteil vom 16.09.2022 – V ZR 214/21.  
Die am 09.11.2022 veröffentlichte Leitsatzentscheidung stellt entgegen der Entscheidungen beider Vorinstanzen fest, dass eine 
Abrechnung bei einem nicht heilbaren Verstoß gegen § 5 Abs. 2. S. 1 Heizkosten-VO grundsätzlich durch rechnerische Ermittlung 
der Verbrauchsanteile erfolgen kann. Dabei sei von den für eine Nutzergruppe gemessenen Verbrauchsmengen auszugehen und 
der Rest im Rahmen einer »Differenzberechnung« zu ermitteln. Dies entspreche in der Regel am ehesten dem Zweck der Heiz -
kosten-VO, das Verbrauchsverhalten der Nutzer nachhaltig zu beeinflussen und damit Energieeinspareffekte zu erzielen. Etwaige 
Verteilungsfehler, die sich einseitig zu Lasten einer Nutzergruppe auswirken könnten, seien hinzunehmen.  
Im Streitfall wandte sich ein Mitglied einer Wohnungseigentümergemeinschaft gegen die Verteilung der Heizkosten in den Einzel-
abrechnungen. In den Einheiten waren entweder nur Wärmemengenzähler (die den Wärmeverbrauch mengenmäßig erfassen) 
oder Heizkostenverteiler (die den anteiligen Verbrauch im Verhältnis zum Gesamtverbrauch festlegen) installiert. Eine Vorrichtung 
zur vorherigen Erfassung des anteiligen Gesamtverbrauchs der jeweils gleich ausgestatteten Einheiten gab es nicht. In der Eigen-
tümerversammlung Ende 2017 wurde die Jahresabrechnung für 2016 genehmigt. Die Anfechtungsklage eines Eigentümers führte 
zur Zurückverweisung, da der BGH nicht ausschließen konnte, dass die angefochtenen Einzelabrechnungen nicht einer ordnungs-
mäßigen Verwaltung entsprochen haben. Denn die Verbrauchskosten in Höhe von 70% der Gesamtheizkosten seien nicht nach 
 einer Differenzermittlung auf die Nutzergruppe mit Heizkostenverteilern verteilt worden, sondern flächenabhängig. 
                                                                                                                                                                                                             > DokNr. 23071386 

Fernabschaltung einer vermieteten Autobatterie  
Eine AGB-Klausel, die der Vermieterin von Batterien für E-Autos bei außerordentlicher Vertragsbeendigung durch Kündigung die 
Fernabschaltung der Batterie erlaubt, ist wegen unangemessener Benachteiligung der Mieter nach § 307 BGB unwirksam. Dies 
hat der BGH mit Urteil vom 26.10.2022 – XII ZR 89/21 entschieden.  
Die Beklagte vermietet Batterien für von ihren Kunden gekaufte oder geleaste Elektrofahrzeuge. Hierfür verwendet sie »Allge -
meine Batterie-Mietbedingungen«, die ihr als Vermieterin im Fall der außerordentlichen Vertragsbeendigung durch Kündigung 
nach entsprechender Ankündigung die Sperre der Auflademöglichkeit der Batterie erlaubt. Die Vorinstanzen gingen davon aus, 
dass das Sperren der Auflademöglichkeit eine verbotene Eigenmacht gemäß § 858 Abs. 1 BGB darstelle. Der BGH bestätigte dies 
im Ergebnis, obwohl der Fernzugriff auf die vermietete Batterie nur dann eine Besitzstörung im Sinne des § 858 BGB darstelle, 
wenn der Vermieter auch Mitbesitz habe. Das sei fraglich und umstritten für solche Fälle.  
Jedenfalls aber stelle die verwendete Klausel eine einseitige Vertragsgestaltung dar, mit der die Beklagte missbräuchlich die eige-
nen Interessen auf Kosten der Mieter durchzusetzen versuche. Denn die Sperrmöglichkeit liege allein in der Macht des Vermieters. 
Wolle sich der Kläger die weitere Nutzung sichern, werde die Last der Durchsetzung dieses vertraglichen Rechts auf den Mieter 
abgewälzt. Darin liege jedenfalls dann eine unangemessene Benachteiligung des Mieters als Verbraucher, so das Gericht, wenn 
dieser die Weiterbenutzung seines – gesondert erworbenen, geleasten oder gemieteten – E-Fahrzeugs im Streitfall nur durch 
 gerichtliche Geltendmachung einer weiteren Gebrauchsüberlassung der Batterie erreichen könne. Das entspreche keiner ange-
messenen Risikoverteilung bei einem Mietverhältnis. Denn mit der Batteriesperrung werde auch das E-Auto als höherwertiger 
Vermögensgegenstand unbrauchbar.                                                                                                                                        > DokNr. 23071387 
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